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In dem am 8. August 1945 als Bestandteil des Londoner 
Vier-Mächte-Abkommens beschlossenen Statut für den Inter­
nationalen Militärgerichtshof (IMT-Statut) wurden die Tat­
bestände für die Verfolgung und Bestrafung von Kriegsver­
brechen und Verbrechen gegen die Menschlichkeit definiert. 
Im Art. 6 des Statuts-werden „ . . .  Anführer, Organisatoren, 
Anstifter und Teilnehmer, die am Entwurf oder der Ausfüh­
rung eines gemeinsamen Planes oder einer Verschwörung zur 
Begehung eines der vorgenannten Verbrechen teilgenommen 
haben“2, für ihre Handlungen verantwortlich gemacht. Dieser 
rechtspolitische Kern des Statuts war eine der tragenden 
Säulen des Urteils des Internationalen Militärgerichtshofes 
von Nürnberg vom 1. Oktober 1946, mit dem der völkerrecht­
liche Charakter des Verbrechens des Krieges, von Kriegsver­
brechen und Verbrechen gegen die Menschlichkeit unter­
strichen und die bedingungslose Bestrafung der Täter solcher 
Verbrechen gefordert wurde. Mit dem Urteil von Nürnberg 
wurde postuliert, daß „Verbrechen gegen das Völkerrecht ... 
von Menschen und nicht von abstrakten Wesen begangen 
werden, und nur durch Bestrafung jener Einzelpersonen, die 
solche Verbrechen begehen, den Bestimmungen des Völker­
rechts Geltung verschafft werden kann“.3 4 5 6

Diese Hauptlinie der Nachkriegspolitik der Mächte der 
Antihitlerkoalition wurde durch eine Reihe Resolutionen der 
UN-Vollversammlung als generelles und für alle Zukunft 
geltendes Völkerrecht bekräftigt. Das traf insbesondere für 
die im Nürnberger Prozeß konsequent angewandten Straftat­
bestände des IMT-Statuts sowie für die dazu im genannten 
Urteil getroffenen prinzipiellen Feststellungen zu. Die UN- 
Vollversammlung bestätigte bereits in ihrer Resolution 3 (I) 
vom 13. Februar 1946, daß die in den Dokumenten der Anti­
hitlerkoalition verankerte Verfolgung und Bestrafung von 
Kriegsverbrechen und Verbrechen gegen die Menschlichkeit 
eine universelle Verpflichtung für alle Staaten darstellt, der 
sie sich nicht entziehen können. In der Resolution 95 (I) vom 
11. Dezember 1946 wurde nochmals darauf hingewiesen, daß 
es sich bei den im Statut und im Urteil des Internationalen 
Militärgerichtshofs von Nürnberg niedergelegten Grundsät­
zen um allgemein anerkannte, für alle Staaten verbindliche 
Prinzipien handelt. Die UN-Vollversammlung beschloß 
ohne Gegenstimmen am 3. Dezember 19T3 als Resolution 3074 
(XXVIII) die Prinzipien der internationalen Zusammenarbeit 
bei der Ermittlung, Festnahme, Auslieferung und Bestrafung 
von Kriegsverbrechen und Verbrechen gegen die Menschlich­
keit. Diese Resolution geht rechtspolitisch weit über den 
Empfehlungscharakter hinaus und bekräftigt Grundprin­
zipien der UN-Charta.

Auf dem heutigen Territorium der DDR wurden diese 
Völkerrechtsgrundsätze konsequent verwirklicht. Mit den 
hier nur beispielhaft dargestellten wesentlichsten Vereinba­
rungen der Antihitlerkoalition wird deutlich, daß es zu 
keiner Zeit an Voraussetzungen mangelte, Kriegs- und Nazi­
verbrecher in ihren Schlupflöchern in allen Teilen der Welt 
aufzuspüren und völkerrechtsgemäß zur Verantwortung zu 
ziehen. Der Nürnberger Prozeß hat bleibende Maßstäbe für 
die Beurteilung und Verfolgung solcher Verbrechen gesetzt. 
Die UN-Vollversammlung vom 12. Dezember" 1950 erhob in 
ihrer Resolution Nr. 488 (V) die von der Völkerrechtskom­
mission ausgearbeiteten Sieben Nürnberger Prinzipien zur 
völkerrechtsgemäßen und gerechten Ahndung internationaler 
Verbrechen zu verbindlichem Völkerrecht/*

Völkerrechtsgemäße Strafverfolgung

Bereits im Jahre 1945 wurden in der damaligen sowjetischen 
Besatzungszone von den neugeschaffenen Justizorganen erste 
Strafprozesse gegen Nazi- und Kriegsverbrecher durchge­
führt. Entscheidende Initiativen gingen dazu von den antifa­
schistischen Widerstandskämpfern aus. Sie wirkten mit aller 
Konsequenz bei der Entfernung der Nazis aus den öffent­
lichen Ämtern und der Entlarvung der faschistischen Ver­
brechen mit.

Die antifaschistisch-demokratischen Kräfte ließen sich bei 
der Durchsetzung und Verwirklichung der Nürnberger Prin­
zipien davon leiten, daß die Ahndung der Verbrechen des 
deutschen Faschismus nicht allein eine Sache der Sieger­

mächte sein konnte, sondern vom deutschen Volk auch selbst 
bewältigt werden mußte. Daß noch im Jahre 1945 die ersten 
Prozesse begonnen werden konnten, war nicht zuletzt der 
Tatsache zu danken, daß in vielen Fällen auf schon während 
der Nazibarbarei gesammelte Beweise zurückgegriffen wer­
den konnte. Der Beweissicherung haben die deutschen Antifa­
schisten und Kommunisten noch während ihres Widerstands­
kampfes und in den Konzentrationslagern unter Lebens­
gefahr größte Aufmerksamkeit gewidmet. Im Ergebnis dieser 
frühzeitigen Beweissicherung war es möglich, daß bereits am
28. September 1945 fünf Naziverbrecher, die im Arbeitserzie­
hungslager Radeberg Verbrechen an polnischen, tschecho­
slowakischen, jugoslawischen und italienischen Staatsbürgern 
verübt hatten, vor einem Gericht in Dresden zur Verantwor­
tung gezogen werden konnten. Dazu wurde von der damaligen 
Landesverwaltung Sachsen am 22. September 1945 die „Ver­
ordnung über die Einsetzung eines Gerichts zur Aburteilung 
nationalsozialistischer Verbrechen“ erlassen.'* Diesem Ver­
fahren schlossen sich Tausende weitere an.

Bis zum heutigen Tage wurden von unseren Gerichten 
insgesamt 12 880 Nazi- und Kriegsverbrecher völkerrechts­
gemäß rechtskräftig verurteilt. Die überwiegende Mehrzahl 
der Verfahren wurde bereits wenige Jahre nach der Befreiung 
vom Faschismus durchgeführt. Unter den Verurteilten be­
fanden sich zahlreiche Initiatoren und Nutznießer von Nazi- 
und Kriegsverbrechen in imperialistischen Konzernen. Bei­
spielsweise wurden 1948 in Leipzig Verantwortliche des 
Hasag-Konzerns für ihren Völkermord in Kamienna und 
Tschenstochowa zur Verantwortung gezogen. In Dresden 
wurden in den Jahren 1947 bis 1949 Blutjuristen Hitlers und 
Euthanasie-Mörder abgeurteilt. Mit den Prozessen wurden 
u. a. solche Täter ihrer gerechten Bestrafung zugeführt, die- 
an Massenverbrechen in Konzentrationslagern und Zucht­
häusern beteiligt waren und kriminelle Handlungen bei der 
Verwirklichung der faschistischen Unterdrückungs- und Aus­
rottungspolitik begangen hatten. 1950 wurde in Berlin das 
Strafverfahren gegen 61 ehemalige SA-Angehörige wegen 
ihrer Verbrechen an 500 Antifaschisten im Jahre 1933 
(Köpenicker Blutwoche) durchgeführt. In Eisleben wurden 
im gleichen Jahr Täter bestraft, die wenige Tage nach der 
Errichtung der faschistischen Diktatur Verbrechen bei Mas­
senrepressalien gegen Arbeiter des Mansfelder Gebietes 
begangen hatten (Eislebener Blutsonntag).

In zahlreichen Verfahren gegen Nazijuristen wurde nach­
gewiesen, daß die Strafjustiz Hitlerdeutschlands zu einem 
gnadenlosen Element faschistischen Verbrechertums herab­
gesunken war. Nazistaatsanwälte und -richter hatten in zahl­
reichen Fällen Antifaschisten und Bürger okkupierter Staaten 
selbst für die Begehung unbedeutender Handlungen in den 
Tod geschickt. Es war Ausdruck der vom faschistischen 
Unrecht geprägten Menschen Verachtung, die in den mit 
Mordbefehlen vergleichbaren Strafanträgen und Urteilen der 
Nazijuristen dokumentiert wurde/* Im Nürnberger Juristen­
prozeß (Fall IV) wurde durch das Militärgericht nachge­
wiesen, daß der Dolch des Mörders unter der Robe des 
Richters verborgen war. Dessenungeachtet ist in der BRD 
kein Mitglied und kein Ankläger des faschistischen Volks­
gerichtshofes strafrechtlich zur Verantwortung gezogen 
worden.

Natürlich schließt auch die konsequente Strafverfölgfing 
nicht aus, daß es einzelnen Tätern gelang, sich über längere 
Zeit der Verantwortlichkeit zu entziehen. Während noch im 
Jahre 1950 in der DDR mehr als 4 000 Kriegsverbrecher ver­
urteilt wurden, waren es im Durchschnitt der letzten Jahre 
bis zu vier Personen jährlich. Sie begingen ihre Verbrechen 
überwiegend in der Anonymität von Gruppen, wie in Wach­
mannschaften, Erschießungskommandos und Sicherungsgrup­
pen. Erschwerend kam hinzu, daß diese Personen vor 1945 
überwiegend in Gebieten wohnten, die heute außerhalb der
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